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Zum Inhalt: Der Autor behandelt in diesem Beitrag die neueste Rechtssprechung des VfGH zur 
Berichtigung von Kundmachungsfehlern sowie die jüngst erfolgte Änderung des BGBlG, wodurch 
Druckfehlerberichtigungen in weiterem Umfang als bisher zugelassen werden (§ 2a BGBlG). Diese 
gesetzliche Regelung wird hiebei infolge ihres überschießenden Inhalts als verfassungswidrig 
qualifiziert. 
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